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(Mr. 13469.) Geſetz über die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung). Vom 22. Februar 1930. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Erſter Titel. 
Für die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) gelten folgende Vorſchriften: 
Artikel I. 
Verfaſſung und Geſchäftsführung. 
1. Rechtsform und Sitz. 
05 
(1) Die Staatsbank iſt eine rechtsfähige Anſtalt des öffentlichen Rechtes mit eigenem 
Vermögen. 
(2) Ihr Sitz iſt Berlin. 
f | 2. Staatshaftung. 
§ 2. 
Für die Verbindlichkeiten der Staatsbank haftet der Staat . 


3. Satzung. 
§ 3. 


Die Satzung der Staatsbank wird vom Staatsminiſterium erlaſſen. 


4. Staats rechtliche Stellung. 
84. 

Die Staatsbank ſteht unter der Aufficht des Finanzminiſters. Er kann ihr e 
erteilen. 

5. Generaldirektion. 

(1) Die Staatsbank wird von der Generaldirektion verwaltet und gerichtlich und außer⸗ 
gerichtlich vertreten. Die Generaldirektion hat die Eigenſchaft einer Behörde. 

(2) Die Generaldirektion beſteht aus dem Präſidenten, ſeinem Stellvertreter und den übrigen 
Mitgliedern. 

(3) Die Generaldirektion beſchließt nach der Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei Stimmen⸗ 
gleichheit gibt die Stimme des Präſidenten den Ausſchlag. Erſcheint dem Präſidenten ein 
Beſchluß der Generaldirektion bedenklich, ſo kann er ſeine Ausführung unterſagen; er hat die 
Angelegenheit unverzüglich dem Finanzminiſter zur Entſcheidung zu unterbreiten. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 11. März 1930) 
Geſetzſammlung 1930. (Nr. 13 469—13 470.) 


20 Preuß. Geſetzſammlung 1930. Nr. 5, ausgegeben am 25. 2. 30 


6. Geſchäftsführung. 
§ 6. 

(1) Die Geſchäfte der Staatsbank find unter Berückſichtigung des Staatswohls und der 
allgemeinen wirtſchaftlichen Erforderniſſe nach kaufmänniſchen Grundſätzen zu führen. Die 
Erzielung von Gewinn iſt nicht Hauptzweck des Geſchäftsbetriebs. 

(2) Die Führung der Bücher und die Aufſtellung des Jahresabſchluſſes (der Bilanz ſowie 
der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung) beſtimmen ſich nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs 
über die Aktiengeſellſchaft. 

(3) Die Feſtſtellung des Jahresabſchluſſes und die Entlaſtung der Mitglieder der General⸗ 
direktion liegt dem Finanzminiſter ob. 

(4) Der Jahresgewinn fließt der Staatskaſſe zu, ſoweit er nicht der Staatsbank vom 
Finanzminiſter zur Erhöhung ihres Grundkapitals oder ihrer Rücklagen belaſſen wird. 


Artikel II. 
Prüfungsweſen. 
98 
(1) Die Geſchäftsführung, die Bücher und der Jahresabſchluß der Staatsbank werden durch 
eine vom Finanzminiſter nach Anhörung der Oberrechnungskammer und der Staatsbank zu 
beſtimmende Reviſionsgeſellſchaft geprüft. 
(2) Der Bericht der Reviſionsgeſellſchaft dient der Oberrechnungskammer als Grundlage 
der ihr obliegenden Prüfung. 
Artikel III. 


Perſonalverhältniſſe. 
§ 8. 

(1) Die zum Geſchäftsbetriebe der Staatsbank erforderlichen Perſonen werden im Rahmen 
der vorhandenen planmäßigen Beamtenſtellen im Beamtenverhältnis, im übrigen auf Privat⸗ 
dienſtvertrag angeſtellt. 

(2) Die Mitglieder der Generaldirektion werden vom Staatsminiſterium, die übrigen Beamten 
werden auf Vorſchlag der Generaldirektion vom Präſidenten angeſtellt. 


§ 9. 
() Die Beamten der Staatsbank find unmittelbare Staatsbeamte. 
(2) Ihre Dienſtbezüge werden unter Berückſichtigung der Erforderniſſe des Bankbetriebs 


in Anlehnung an die jeweiligen Dienſtbezüge der übrigen unmittelbaren Staatsbeamten durch 
Verordnung des Staatsminiſteriums geregelt. 

() Vorgeſetzte Dienſtbehörde der Mitglieder der Generaldirektion iſt der Finanzminiſter, vor⸗ 
geſetzte Dienſtbehörde der übrigen Beamten iſt der Präſident. 

(4) Gegenüber den nicht zur Generaldirektion gehörenden Beamten liegt die Einleitung 
des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens ſowie die Ernennung des Unterſuchungskommiſſars und des 
Beamten der Staatsanwaltſchaft dem Präſidenten ob; entſcheidende Dienſtſtrafbehörde erſter Inſtanz 
iſt die Regierung in Potsdam. 

(5) Defektenbeſchlüſſe der Generaldirektion ſind ohne weiteres vollſtreckbar. 


Artikel IV. 
Urkundsperſonen. 
§ 10. 
en Bei der Staatsbank können von der Generaldirektion Urkundsperſonen beſtellt werden, 
die die Fähigkeit zur Bekleidung des Richteramtes beſitzen müſſen; ſie führen ein dienſtliches Siegel. 
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(2) Die Urkundsperſonen find befugt, Urkunden der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf⸗ 
zunehmen; ihre Zuſtändigkeit umfaßt die Befugnis zur öffentlichen Beurkundung von Rechts⸗ 
geſchäften und von ſonſtigen Tatſachen. Auf dieſe Urkunden und die Stellung der Urkunds⸗ 
perſonen finden die Vorſchriften der SS 168 bis 181 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 189) in der Faſſung vom 
20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 771) und der Artikel 40 bis 50, 52 bis 58, 61, 63, 64, 86 
Satz 1, 97 Satz 1, 98 und 102 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 
21. September 1899 (Geſetzſamml. S. 249) entſprechende Anwendung, ſoweit ſie notarielle Urkunden 
und die Amtsſtellung der Notare betreffen. 

(3) Aus Urkunden der im Abſ. 2 bezeichneten Art findet die gerichtliche Zwangsvollſtreckung 
ſtatt, ſofern die Urkunde über einen Anſpruch errichtet iſt, der die Zahlung einer beſtimmten Geld⸗ 
ſumme oder die Leiſtung einer beſtimmten Menge anderer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere 
zum Gegenſtande hat, und der Schuldner ſich in der Urkunde der ſofortigen Zwangsvollſtreckung 
unterworfen hat; als Anſpruch, der die Zahlung einer Geldſumme zum Gegenſtande hat, gilt auch 
der Anſpruch aus einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld. Die Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung über die Zwangsvollſtreckung aus Urkunden im Sinne des § 794 Nr. 5 
der Zivilprozeßordnung finden entſprechende Anwendung; jedoch wird die vollſtreckbare Ausfertigung 
von dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle des für den Sitz der Staatsbank zuſtändigen Amts⸗ 
gerichts erteilt. Dieſes Gericht entſcheidet auch über Einwendungen, die die Zuläſſigkeit der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel betreffen, und über Erteilung einer weiteren vollſtreckbaren Ausfertigung. 


Artikel V. 
Stempelſteuer und Gerichtsgebühren. 
5 


Die Staatsbank wird, von der Entrichtung der Stempelſteuer und von der Zahlung der 
Gerichtsgebühren befreit. 


Artikel VI. 
Ge'ſchäftsbericht. 
§ 12. 


Der Finanzminiſter hat den Jahresabſchluß mit dem Geſchäftsberichte dem Landtage vor⸗ 
zulegen. 


Zweiter Titel. 
Schluß vorſchriften. 
1. Aufhebung von Vorſchriften. 
§ 13. 1 
() Es werden aufgehoben die noch geltenden Vorſchriften: 
1. des „Patents wegen Errichtung einer See-Handlungs⸗Geſellſchaft“ vom 14. Oktober 1772; 
2. der „Allergnädigſten Königlichen Declaration, vermittelſt welcher Se. Königl. Majeſt. 
die von der Churmärk. Landſchaft für beſtändig geſchehene Garantie derer Intereſſen zu 
10 pro Cent von denen Actien der See-Handlungs⸗Compagnie allergnädigſt genehmigen, 
und zugleich nachgeben daß eben, wie bey denen Tabacks-Actien, die Actien der neuen 
See⸗Handlungs⸗Compagnie bei der Banque und Leihe-Cafje als vollgültige Sicherheits⸗ 
Effecte angeſehen, und ſonder Verkürzung, nach Abzug ihres darin enthaltenen Capitals 
angenommen werden können“ vom 24. Dezember 1772; 
3. des „Patents wegen Verlängerung der Octroy für die errichtete Seehandlungs⸗Geſell⸗ 
ſchaft bis zum 1. Januar 1796“ vom 9. Februar 1776; 
4. des „Patents wegen Verlängerung der Octroy für die Seehandlungs⸗Societaet, bis 
zum 1. Januar 1808“ vom 4. März 1794; 
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des „Publikandums, betreffend die veränderte Verfaſſung der oberſten Staatsbehörden 


der Preußiſchen Monarchie, in Beziehung auf die innere Landes- und Finanzverwaltung, 
vom 16ten Dezember 1808“ (Geſetzſamml. 1806/1810 S. 361), ſoweit ſie die Staats⸗ 
bank betreffen; 


der „Verordnung wegen der der Sektion des Finanzminiſteriums für die Seehandlung 


übertragenen Verwaltung der Salz⸗Debitsgeſchäfte vom 11ten Februar 1810“ GGeſetz⸗ 
ſamml. 1806/1810 S. 636); 


der „Verordnung über die veränderte Verfaſſung aller oberſten Staatsbehörden in der 


Preußiſchen Monarchie vom 27ſten Oktober 1810“ (Geſetzſamml. S. 3), ſoweit ſie die 
Staatsbank betreffen; 


des „Edikts über die Finanzen des Staats und die neuen Einrichtungen wegen der Ab⸗ 


gaben uſw. vom 27ſten Oktober 1810“ (Geſetzſamml. S. 25), ſoweit ſie die Staatsbank 
betreffen; 


des „Königlichen Befehls vom Aaſten April 1812, wegen einiger näheren Beſtimmungen 


der Verordnung vom 27ſten Oktober 1810, über die veränderte Verfaſſung aller oberſten 
Staatsbehörden in der Preußiſchen Monarchie“ (Geſetzſamml. S. 43), ſoweit fie die 
Staatsbank betreffen; a 

der „Allerhöchſten Kabinettsorder vom Zten November 1817 wegen der Geſchäftsführung 
bei den Oberbehörden in Berlin“ (Geſetzſamml. S. 289), ſoweit fie die Staatsbank 
betreffen; 

der „Allerhöchſten Kabinettsorder, die künftigen Verhältniſſe der General⸗Direktion der 
Seehandlungsſozietät betreffend, vom 17ten Januar 1820“ (Geſetzſamml. S. 25); 

der Königlichen Kabinettsorder (wegen der zum Kapitalvermögen der Seehandlung zu 
ſchlagenden Überſchüſſe dieſes Inſtituts zwecks Sammlung eines Fonds zur Dispoſition 
des Königs in außerordentlichen Fällen) vom 3. Mai 18214 

der Königlichen Kabinettsorder (über das Rechnungsweſen, die Prüfung des Rechnungs⸗ 
weſens und die Entlaſtung der Seehandlung) vom 2. April 1822; 

der „Allerhöchſten Kabinettsorder vom 20ſten Mai 1826., durch welche die Seehandlung 
bei Veräußerung verpfändeter Wolle von gerichtlicher Einwirkung entbunden, auch bei 
Beleihungen von Wolle Stempelfreiheit bewilligt wird“ (Geſetzſamml. S. 44); 


der „Allerhöchſten Kabinettsorder vom 31 ſten Januar 1827., betreffend die Befugniß der 


Seehandlung zum außergerichtlichen Verkauf der ihr verpfändeten Effekten“ (Geſetz⸗ 

ſamml. S. 24); 

der „Allerhöchſten Kabinettsorder vom öten Dezember 1836., betreffend die Einziehung 

der Bank⸗ und Seehandlungs⸗Kaſſenſcheine, jo wie der Pommerſchen Bankſcheine zu 

Fünf Thaler, und deren Erſatz durch Kaſſen⸗ Anweiſungen zu 5 Kthlr., 100 Rthlr. und 

500 Rthlr.“ (Geſetzſamml. S. 318); 

der „Allerhöchſten Kabinettsorder vom 27. Juni 1837., betreffend das Verbot des 

Verkehrs mit Promeſſen zu den Prämienſcheinen der Seehandlung, oder zu ausländiſchen, 

85 einer ähnlichen Prämienverlooſung verbundenen Staats⸗Anleihen“ (Geſetzſamml 
S. 129); 

der Königlichen Kabinettsorder (über die Verwendung einer Summe von jährlich durch⸗ 

ſchnittlich 100 000 Rthlr. aus dem Gewinn der Seehandlung zur Schaffung eines bei 

ihr zu verwaltenden Sa — Separat⸗Dispoſitionsfonds — des Königs zu 1 

ordinären Bauten) vom 25. Juni 1841; 

der „Allerhöchſten Kabinettsorder vom 14. Februar 1845. wegen Entbindung des See— 

handlungsinſtituts von der ferneren Mitwirkung bei dem Ankauf des EINE LT Salzes“ 

(Geſetzſamml. S. 98); 

der Königlichen Kabinettsorder (über den Betrieb gewerblicher Unternehmungen durch 

die Seehandlung) vom 14. Februar 1845; 
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21. der Königlichen Kabinettsorder (über die Verſchmelzung des durch die Königliche Ka⸗ 
binettsorder vom 25. Juni 1841 geſchaffenen Separat⸗Dispoſitionsfonds mit dem Dis⸗ 
poſitionsfonds des Königs bei der General⸗Staatskaſſe und die jährliche Abführung einer 
Summe von 100 000 Rthlr. aus dem Gewinn der Seehandlung an die General-Staats- 

f kaſſe) vom 27. Februar 1846; 

22. des „Allerhöchſten Erlaſſes vom 17. April 1848, betreffend die Bildung des Miniſteriums 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten unter einſtweiliger Leitung des Wirklichen 
Geheimen Legationsraths Dr. von Patow, fo wie die Feſtſtellung des Reſſorts des 
Finanzminiſteriums“ (Geſetzſamml. S. 109), ſoweit fie die Staatsbank betreffen; 

23. des Geſetzes wegen Erhöhung des Grundkapitals der Seehandlung vom 4. Auguſt 1904 
(Geſetzſamml. S. 238); 

24. des Geſetzes, betreffend Firma und Grundkapital der Seehandlung, vom 25. Februar 
1918 (Geſetzſamml. S. 15); 

25. des Geſetzes über die Gehaltsverhältniſſe der Beamten der Preußiß ſchen Staatsbank 
(Seehandlung) und der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe vom 31. Juli 1922 
(Geſetzſamml. S. 219) und 

26. des Geſetzes, betreffend Erhöhung des Grundkapitals und Neufeſtſetzung des Geſchäfts⸗ 
jahrs der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung), vom 11. Auguſt 1922 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 246). 

(0) Aufgehoben werden ferner alle etwa ſonſt noch geltenden Vorſchriften über die Ver⸗ 
faſſung der Staatsbank. Die Vorſchriften über das Staatliche Leihamt bleiben unberührt. 


2. Ausführungsvorſchriften. 
5 § 14. 
Der Finanzminiſter erläßt die Vorſchriften zur Ausführung dieſes Geſetzes. 


3. Inkrafttreten. 
§ 15. 
8 7 dieſes Geſetzes tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1930, die übrigen Vorſchriften treten 
mit Wirkung von dem auf die Verkündung folgenden Tage an in Kraft. 


Das börſtehende vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 22. Februar 1930. 


4 Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
N Braun. Höpker Aſchoff. 


Bas 13470). Beſchluß über die Abänderung des Erlaſſes vom 10. September 1874 (Geſetzſamml. S. 310). 
f Vom 12. Februar 1930. 

In Abänderung des Erlaſſes vom 10. September 1874 (Geſetzſamml. S. 310) wird die 
Selle der Lebensverſicherungsanſtalt der Oſtpreußiſchen Landſchaft und des Kommunalen 
Spar⸗ und Giroverbandes für die Oſtmark in Königsberg, welche . dem Miniſterium für 
Landwirtschaft, Domänen und Forſten zuſtand, dem Miniſterium des Innern übertragen. 


5 Verli, den 12 Februar 1930. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. f Grzeſinski. 


Dr. Grunau, fol ten. 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(§ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 
1. In Nr. 1 des Miniſterialblatts der Handels- und Gewerbeverwaltung vom 18. Januar 1930 auf 


Seite 3 iſt ein Erlaß vom 7. Januar 1930, betreffend Anderung der Preußiſchen Ausführungsanweiſung 
zur Gewerbeordnung vom 1. Mai 1904 (SM Bl. S. 123), veröffentlicht, der ſofort in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 4. Februar 1930. 


Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


2. Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger vom 16. Januar 1930 (Nr. 13) 
iſt eine viehſeuchenpolizeiliche Anordnung des Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten, betreffend Einfuhr von Papageien und Sittichen, vom 14. Januar 1930 veröffentlicht worden, 
die am 16. Januar 1930 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 8. Februar 1930. 


Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


| Bekanntmachung. 45 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Juni 1929 
über die Genehmigung einer Anderung der Satzung des Weſtfäliſchen Pfandbriefamtes für 
Hausgrundſtücke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 29 S. 121, ausgegeben am 20. Juli 1929; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Auguſt 1929 
über die Genehmigung zur Erweiterung des Geſellſchaftszwecks der Weſtfäliſchen Landes⸗ 
eiſenbahn⸗Geſellſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 4 S. 15, ausgegeben am 25. Januar 1930; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Dezember 1929 . 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Firma Ohler Eiſenwerk Theob. Pfeiffer 
in Ohle i. W. für die Erweiterung der Drahtſeilbahnanlage und des Schlacken⸗ und 
Schuttabladeplatzes der Unternehmerin a 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 2 S. 6, ausgegeben am 11. Januar 1930; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Januar 1930 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Minden-Ravensberg, 
G. m. b. H. in Herford, für die Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes — aus⸗ 
genommen Hochſpannungsleitungen von mehr als 50000 Volt ſowie Kraftwerke und 
ſolche Umſpann⸗ und Schaltſtationen, die über den Rahmen von Ortsſtationen hinaus⸗ 
gehen — innerhalb des Kreiſes Minden und des Landkreiſes Herford 


durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 6 S. 19, ausgegeben am 8. Februar 1930; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Januar 1930 - 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch-⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, 
Aktiengeſellſchaft in Eſſen a. d. Ruhr, für den Bau einer auf württembergiſchem Gebiete von 
der 220 000 Volt⸗Leitung Herbertingen-Bludenz abzweigenden 220 000 Volt⸗Doppelleitung 
zum Schluchſeewerk in Baden 


Su 


durch das Amtsblatt der Regierung in Sigmaringen Nr. 4 S. 7, ausgegeben am 25. Januar 1930. 
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